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c) der Betrag sowie 

d) die Fälligkeit 

feststehen und 

e) Ausgabemittel (vgl. VV Nr. 1.1 zu Art. 43) zur Verfügung stehen oder die 

Voraussetzungen für einen Vorschuss (Art. 60) vorliegen, 

hat die anordnende Stelle eine Auszahlungsanordnung zu erteilen und sie der 

Kasse oder Zahlstelle zuzuleiten. 2Zahlstellen dürfen grundsätzlich nur 

Auszahlungsanordnungen für Barauszahlungen erteilt werden (Nr. 2.2 der Anlage 

1 zu den VV zu Art. 79 BayHO [ZBest]). 3Für eine nach Rechtsvorschrift oder 

Vertrag nach Höhe und Fälligkeit feststehende Pflichtleistung ist eine 

Auszahlungsanordnung auch zu erteilen, wenn Ausgabemittel noch nicht oder 

nicht mehr zur Verfügung stehen.  

4.3 1Geht eine schriftlich erteilte Zahlungsanordnung vor ihrer Ausführung verloren, so 

ist eine Zweitschrift mit dem Vermerk „Ersatzausfertigung anstelle der verloren 

gegangenen und hiermit für ungültig erklärten ersten Ausfertigung“ auszustellen. 
2Wird die erste Ausfertigung wieder aufgefunden, so ist sie zu durchkreuzen, mit 

dem Vermerk „Ungültig“ zu versehen und der Ersatzausfertigung beizufügen. 

4.4 1Die Zahlungen sind grundsätzlich sogleich bei der zutreffenden Haushaltsstelle 

anzuordnen; Art. 72 Abs. 4 bleibt unberührt. 2Eine Zahlung darf nicht aus dem 

Grund als Vorschuss angeordnet werden, weil bei der zutreffenden 

Haushaltsstelle ausreichende Ausgabemittel nicht zur Verfügung stehen. 

4.5 Wird nach Art. 20 und den VV hierzu und Art. 46 der Bedarf einer Haushaltsstelle 

(deckungsberechtigter Ansatz) aus den Ausgabemitteln einer anderen 

Haushaltsstelle gedeckt, sind die Auszahlungen auch dann beim deckungs-

berechtigten Ansatz anzuordnen, wenn die bei diesem ausgebrachten bzw. zur 

Bewirtschaftung zugewiesenen Ausgabemittel dadurch überschritten werden. 

4.6 1Abschlagszahlungen und Vorleistungen (Art. 56) sind nicht als Vorschüsse, 

sondern bei der zutreffenden Haushaltsstelle anzuordnen. 2Sie sind grundsätzlich 

bis zum Ende des zweiten, im Zusammenhang mit Bauausgaben oder 

Zuwendungen hierzu (Hauptgruppen 7 und 8 des Gruppierungsplans) bis zum 

Ende des fünften auf die letzte Auszahlung folgenden Haushaltsjahres 

abzuwickeln. 3Die Anordnungsstellen haben die nicht abgewickelten 
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Sachen seiner Angehörigen darf er die Anordnungsbefugnis nicht ausüben (vgl. 

Art. 79 BayBG). 

10.2 1In einer innerdienstlichen Verfügung ist für jeden Anordnungsbefugten der 

Umfang der Anordnungsbefugnis festzulegen. 2Gilt die Anordnungsbefugnis nicht 

für alle Zahlungen, so ist sie nach Haushaltsstellen oder Ähnlichem abzugrenzen. 

10.3 1Zahlungsanordnungen dürfen grundsätzlich nicht von einer Person allein erteilt 

werden (Vier-Augen-Prinzip). 2Im Regelfall wird dies durch das Zusammenwirken 

des Feststellers der sachlichen Richtigkeit und des Anordnungsbefugten 

gewährleistet. 3Bei Zahlungsanordnungen, bei denen das Vier-Augen-Prinzip nicht 

bereits anderweitig dieser Nummer entsprechend sichergestellt ist, hat der 

Anordnungsbefugte die sachliche und rechnerische Richtigkeit nach Risiken und 

stichprobenartig zu prüfen:  

10.3.1 1Für die nach Risiken zu prüfenden Zahlungen hat die anordnende Stelle die 

Fehlerrisiken zu identifizieren, zu analysieren und zu bewerten (z. B. hoher 

Auszahlungsbetrag, fehlerträchtige Fallgestaltungen, von neuen Sachbearbeitern 

festgesetzte Fälle). 2Die hiernach zu prüfenden Risikofaktoren und der 

Prüfungsumfang (vollständig oder stichprobenartig) sind in einer Dienstanweisung 

näher zu regeln. 3Für eine stichprobenartige Prüfung gelten Nr. 10.3.2 Sätze 2 und 

3 entsprechend.  

10.3.2 1Ergänzend zu Nr. 10.3.1 sind – grundsätzlich in geringem Umfang – auch nicht 

risikobehaftete Zahlungen stichprobenartig zu prüfen. 2Hierfür sind der konkrete 

Prozentsatz der Stichprobe, die Dokumentation der Stichprobenfälle und die in 

diesen Fällen zu prüfenden Daten in einer Dienstanweisung näher zu regeln. 3Die 

Auswahl der Stichprobenfälle darf nicht beeinflussbar sein. 

10.3.3 1Die Festlegungen in der Dienstanweisung sind regelmäßig zu überprüfen und 

gegebenenfalls anzupassen (Qualitätssicherung). 2Die Korruptionsbe-

kämpfungsrichtlinie ist dabei zu beachten. 

10.4 1Hat der Anordnungsbefugte in Ausnahmefällen auch Feststellungen 

vorgenommen, so können diese Bescheinigungen mit der Anordnung verbunden 

werden. 2In diesem Falle ist bei dem betreffenden Feststellungsvermerk anstelle 

der Unterschrift der Vermerk „VV 10.4/70 BayHO“ anzubringen. 3Eine Feststellung 

der sachlichen Richtigkeit durch den Anordnungsbefugten ist nur für 

Zahlungsanordnungen bis zu 1.000 € statthaft.  
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b) durch besondere Verfügung. 

11.3 Allgemeine Zahlungsanordnungen müssen insbesondere enthalten 

a) die genaue Bezeichnung der Art der Einzahlungen oder Auszahlungen, 

b) die Anordnung zur Annahme oder Auszahlung, 

c) die Buchungsstelle, 

d) die Bezeichnung der anordnenden Stelle, 

e) das Datum der Anordnung und 

f) die Unterschrift des Anordnungsbefugten. 

11.4 Werden allgemeine Zahlungsanordnungen erteilt, müssen der Kasse oder 

Zahlstelle Unterlagen zur Verfügung gestellt werden, die die Zahlung begründen 

und aus denen insbesondere die Beträge, die Zahlungspflichtigen oder die 

Empfangsberechtigten, die Buchungsstelle und das Haushaltsjahr sowie 

gegebenenfalls die Nummer der Eintragung in die Haushaltsüberwachungsliste 

und das Namenszeichen des Listenführers ersichtlich sind.  

11.5 Allgemeine Annahme- und Auszahlungsanordnung gilt als erteilt für Einzahlungen 

und Auszahlungen, die aufgrund amtlicher Gebührentarife oder amtlicher 

Festsetzungen (z. B. Steuerbescheid) anzunehmen oder zu leisten sind. 

11.6 Allgemeine Annahmeanordnung gilt als erteilt für die Annahme  

a) von Zinsen, die für Guthaben in laufender Rechnung bei Kreditinstituten 

gutgeschrieben werden, und für andere Zinsen (vgl. Anlage zu den VV zu Art. 

34 [Zins – A]); 

b) des Gegenwerts für verkaufte Wertzeichen und Vordrucke; 

c) von gefundenen Zahlungsmitteln; 

d) von Mehrbeträgen (Nrn. 24.1 und 24.2) und von Kassenüberschüssen (VV 

Nr. 15.2 zu Art. 71); 

e) von Einzahlungen nach Nr. 21; 
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f) der von Bezügen und entsprechenden Geldleistungen einzubehaltenden 

Steuern, Sozialversicherungsbeiträgen und ähnlichen Abzügen sowie von 

vermögenswirksamen Leistungen; 

g) von Postnachnahmegebühren, von Gebühren und Auslagen im Mahn- und 

Zwangsvollstreckungsverfahren, von Säumniszuschlägen und von Gebühren 

für die Entgegennahme und Verwahrung von Wertgegenständen; 

h) der vom Empfänger zu tragenden Entgelte für die Beförderung und Zustellung 

von dienstlichen Sendungen (einschließlich Fracht- und Rollgeld) sowie von 

Bankgebühren; 

i) aller von Zahlungspflichtigen aufgrund von Anmeldungen, Anzeigen usw. 

abzuführenden Steuern, Gebühren oder dergleichen, die vor der Einzahlung 

nicht festgesetzt sind; 

j) von im Justizbereich anfallenden Verwaltungsabgaben aller Art, Vermö-

gensstrafen, Geldbußen und Geldbeträgen, die als Nebenfolge einer 

Ordnungswidrigkeit zu entrichten sind, Ordnungs- und Zwangsgelder sowie 

Einnahmen aus der Beschäftigung von Gefangenen, soweit sie durch die 

Betriebsbücher der Arbeitsverwaltung nachgewiesen werden; 

k) von Rückeinnahmen von Postgebühren; 

l) von Steuern, steuerlichen Nebenleistungen, Geldbußen und Ordnungsgeldern 

(§ 56 Abs. 4 BuchO) sowie von sonstigen Geldleistungen, deren 

Vereinnahmung den Finanzämtern auf Grund gesetzlicher Vorschriften 

ausdrücklich übertragen ist. 

11.7 Allgemeine Auszahlungsanordnung gilt als erteilt für die Auszahlung 

a) von Mehrbeträgen im Falle der Nr. 24.1; 

b) von Entgelten für die Beförderung und Zustellung von dienstlichen Sendungen 

(einschließlich Fracht- und Rollgeld) sowie von Bankgebühren; 

c) von Gebühren, die durch den Anschluss der Kasse an Kreditinstitute oder an 

elektronische Bezahlplattformen entstehen; 

d) von Zinsen (vgl. Anlage zu den VV zu Art. 34 [Zins – A]); 
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sich über die Person zu vergewissern und hierüber sowie über andere 

zweckdienliche Feststellungen (z. B. über die Herkunft des Falschgeldes) eine 

Niederschrift nach § 19 AGO zu fertigen, die von den Beteiligten zu 

unterschreiben ist. 3Die Niederschrift mit dem Falschgeld und etwaigen sonstigen 

Beweismitteln (z. B. Rollenpapier, Streifband, Beutelfahne) ist einer Polizei-

dienststelle zuzuleiten. 4Kann eine Niederschrift nicht gefertigt werden, ist das 

Falschgeld der Polizeidienststelle mit einem Bericht zuzuleiten. 5Ist Falschgeld 

übersandt worden, ist sinngemäß zu verfahren.  

32.4.2 1Die Kasse hat Euro-Münzen und Euro-Banknoten, deren Echtheit wegen ihres 

Erscheinungsbildes zweifelhaft ist, anzuhalten und der übergebenden oder 

übersendenden Person eine Bescheinigung nach Nr. 32.4.1 zu erteilen, in der die 

Worte "als Falschgeld" durch die Worte "wegen Zweifels an der Echtheit" zu 

ersetzen sind. 2Die angehaltenen Euro-Münzen und Euro-Banknoten sind der 

Deutschen Bundesbank zur Prüfung zu übersenden. 3Im Falle der Echtheit der 

verdächtigen Stücke erstattet die Deutsche Bundesbank den Gegenwert, im Falle 

der Unechtheit wird die Kasse von der Deutschen Bundesbank benachrichtigt (§ 

36 Abs. 3 BBankG). 4Die Person, die die Euro-Münzen oder Euro-Banknoten 

übergeben oder übersandt hat, ist zu unterrichten. 

32.4.3 1Verstöße gegen die Nrn. 32.4.1 und 32.4.2 sind Ordnungswidrigkeiten. 2Diese 

können von der Deutschen Bundesbank mit einer Geldbuße geahndet werden  

(§ 36 BBankG). 

32.4.4 1Beschädigte Euro-Münzen und Euro-Banknoten sind nicht anzunehmen. 2Der 

Besitzer ist an die Deutsche Bundesbank zu verweisen (vgl. § 8 Münzgesetz). 3Die 

Deutsche Bundesbank hat einen Erstattungsantrag im Internet bereitgestellt.  

32.4.5 1Andere Geldsorten als Euro sind zurückzuweisen, wenn deren Echtheit 

zweifelhaft ist. 2Liegt der Verdacht einer strafbaren Handlung vor, so ist die 

zuständige Polizeidienststelle zu verständigen. 

32.5 1Bei Übergabe von anderen Geldsorten sind die Devisenbestimmungen zu 

beachten. 2Das für Finanzen zuständige Staatsministerium bestimmt, ob und 

inwieweit die Kasse oder in Ausnahmefällen die Zahlstelle Zahlungen in anderen 

Geldsorten annehmen oder leisten darf. 3Sind beim Tagesabschluss andere 

Geldsorten vorhanden, so ist der durch Umrechnung ermittelte Gegenwert 

(Nr. 32.6) in Euro in die Tagesliste zu übernehmen. 
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wenn sie der Deutschen Bundesbank innerhalb der in dem Bestätigungsvermerk 

angegebenen Frist vorgelegt werden können (§ 23 BBankG). 

33.5 Übersandte Schecks, die nicht als Einzahlungen angenommen werden dürfen, 

sind wie Wertgegenstände zu behandeln (Nr. 13). 

33.6 1Soweit Schecks beim Eingang nicht bereits den Vermerk „Nur zur Verrechnung“ 

tragen, sind sie mit diesem Vermerk zu versehen. 2Ein Blankoindossament des 

Einzahlungspflichtigen ist durch den Vermerk „an … (Bezeichnung der Kasse)“ zu 

vervollständigen. 

33.7 Einlieferungsverzeichnis und Scheckeinreichung 

33.7.1 1Zur Einlösung einzureichende Schecks sind nach näherer Bestimmung des 

jeweiligen Kreditinstituts einzeln in Einlieferungsverzeichnisse einzutragen. 2Das 

Einlieferungsverzeichnis muss die vom Kreditinstitut geforderten Daten enthalten. 
3Eine Durchschrift des Einlieferungsverzeichnisses ist geordnet im Sachgebiet 

Zahlungsverkehr aufzubewahren. 4Wird das Einlieferungsverzeichnis elektronisch 

geführt, sind die Schecks bis zu einem bestimmten, mit dem jeweiligen 

Kreditinstitut zu vereinbarenden Höchstbetrag je Scheck bei der Kasse 

aufzubewahren.  

33.7.2 Auf die Eintragung der einzelnen Schecks nach Nr. 33.7.1 wird verzichtet, wenn 

a) das Auffinden von rückbelasteten Schecks in der Tagesliste oder auf andere 

Weise einwandfrei sichergestellt ist und 

b) das betreffende Kreditinstitut der Vereinfachung zugestimmt hat. 

33.7.3 Der Gegenwert der eingereichten Schecks wird wie folgt gutgeschrieben: 

a) für alle auf die kontoführende Landesbank/Sparkasse (einschließlich 

sämtlicher Zweigstellen) gezogenen Schecks am Tag der Einreichung, 

b) für alle auf übrige Kreditinstitute am Platz gezogene Schecks am ersten 

Bankgeschäftstag nach der Einreichung, 

c) für alle auf Kreditinstitute an anderen Orten gezogenen Schecks spätestens 

am zweiten Bankgeschäftstag nach der Einreichung, soweit die 

Scheckeinzugsmöglichkeiten es der kontoführenden Landesbank oder 

Sparkasse nicht erlauben, diese Schecks wie die auf Kreditinstitute am Platz 

gezogenen Schecks zu behandeln. 
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34.1.6 In der Quittung ist ein Hinweis aufzunehmen, der die Verbindung zur Buchung 

herstellt. 

34.1.7 1Bei entsprechendem Geschäftsumfang können Schalterquittungsmaschinen, 

Kostenstempler (Gebührenstempler) und dergleichen verwendet werden. 2Die für 

die Sicherung dieser Maschinen und der gespeicherten Ergebnisse erforderlichen 

Bestimmungen erlässt das zuständige Staatsministerium im Einvernehmen mit 

dem für Finanzen zuständigen Staatsministerium.  

34.1.8 Ist der Tag der Ausstellung der Quittung nicht zugleich der Tag der Auszahlung, 

so ist dieser in der Quittung zu vermerken. 

34.1.9 1Wird der Kasse ein Nachweis über die Empfangsberechtigung (z. B. Vollmacht) 

vorgelegt, so ist dieser im Original oder in Kopie der Quittung beizufügen. 2Ist dies 

nicht möglich, so sind die wesentlichen Angaben des Nachweises in der Quittung 

zu vermerken. 

34.1.10 1Liegt ein Schriftstück vor, das den Betrag, den Grund der Forderung und die 

Bezeichnung der Kasse oder Zahlstelle enthält (z. B. ein Bescheid), so soll die 

Quittung mit den Worten „Betrag erhalten“ und unter Angabe von Ort und Datum 

der Ausstellung und der Unterschrift des Empfängers auf dem Schriftstück 

abgegeben werden. 2Bei listenmäßigen Auszahlungsunterlagen mit 

Quittungsspalte genügt die Unterschrift des Empfängers in dieser Spalte.  

34.1.11 1Empfänger, die nicht schreiben können, sollen die Quittung durch Handzeichen 

vollziehen. 2Auszahlungen an diese Empfänger sind durch einen bei der 

Auszahlung anwesenden Zeugen und durch den die Auszahlung leistenden 

Bediensteten zu bescheinigen. 3Für Auszahlungen an Blinde, Lesensunkundige 

und an Personen, die die Quittung in anderen als deutschen oder lateinischen 

Buchstaben vollziehen, gilt Satz 2 entsprechend. 

34.1.12 1Die Kasse hat über die Ein- und Auslieferungen und den Bestand an 

Quittungsblöcken einen Nachweis (VV Nr. 12 zu Art. 71) zu führen. 2In diesem ist 

auch der vollständige Rücklauf der Quittungsdurchschriften zu vermerken. 3Der 

Nachweis wird im Sachgebiet Zahlungsverkehr geführt. 

34.2 Quittungen für die Ein- und Auslieferung von Wertgegenständen 

34.2.1 1Über die Einlieferung von Wertgegenständen sind Quittungen zu erteilen. 2Darin 

sind der Name des Einlieferers, sowie Art, Stückzahl und Nennwert des 








